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Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (884 der Beila
gen): Bundesgesetz über die Neuregelung der 
Mineralölbesteuerung (Mineralölsteuergesetz 

1981 - MinStG 1981) 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll das 
Mineralölsteuergesetz neu gefaßt werden, da Art 
und Umfang der Änderungen und Ergänzungen 
gegenüber der bish~rigen Fassung diese Vorgangs
weise zweckmäßig erscheinen lassen. Vor allem 
beinhaltet die Regierungsvorlage die Zusammenle
gung der Mineralölsteuer und der Bundesmineral
ölsteuer ab 1. Jänner 1982 zu einer einzigen Ver
brauchsteuer die eine gemeinschaftliche Bundesab
gabe bleibt. Diese Zusammenlegung erfolgt auch in 
Entsprechung. eines Verfassungsgerichtshofer
kenntnisses, das die Form einer ausschließlichen 
Bundesabgabe neben einer von demselben Besteue
rungsgegenstand erhobenen gemeinschaftlichen 
Bundesabgabe für verfassungswidrig erachtete. Der 
Ertrag der neuen Mineralölsteuer soll durch die 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 1979 -
wie in der Regierungsvorlage 885 der Beilagen vor
gesehen - aufkommensneutral auf den Bund, die 
Länder und die Gemeinden aufgeteilt werden. Der 
Ertragsanteil des Bundes soll für den Ausbau und 
di~ Erhaltung der Bundesstraßen zweckgebunden 
sem. 

Außerdem soll Flüssiggas, das als Kraftfahrzeug
treibstoff verwendet wird, ab 1. Jänner 1983 
Gegenstand der Mineralölsteuer werden. Für Gasöl 
zum Betrieb von Gesamtenergieanlagen und Wär-

Teschl 

Berichterstatter 

mepumpen soll in Entsprechung der Entschließung 
des Nationalrates vom 7. März 1979, E-48-NR/ 
XIV. GP., die inineralölsteuerliche Begünstigung 
der Verwendung von Treibstoffen zum Betrieb von 
Wärmepumpen und Kraft-Wärme-Kupplungen 
durch Steuervergütungen eingeführt werden. 

Nennenswerte zusäu.liche Kosten wird die Voll
ziehung des neuen Mineralölsteuergesetzes nicht 
erfordern. Hinsichtlich der budgetmäßigen Auswir
kungen ist zu bemerken, daß unter Zugrundele
gung der derzeitigen Verhältnisse jä lrlich Ver
brauchsteuermehreinnahmen von voraussichtlich 
rund 60 Millionen Schilling, die sich' vor allem 
durch die Einbeziehung von Flüssiggas ergeben, 
erzielt werden. . 

Der Fina'nz- und Budgetausschuß hat die gegen
ständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
4. Dezember 1981 in Verhandlung genommen und 
nach den Ausführungen des Berichterstatters sowie 
Wortmeldungen der Abgeordneten H i e t I, Dip\.
Ing. Dr. Z i t t m a y r, K 0 p p e n s t ein e rund 
Dkfm. Bau e r sowie des Bundesministers für 
Finanzen Dr. S ale her mehrstimmig angenom
men. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Finanz
und Budgetausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf (884 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 198112 04 

Mühlbacher 

Obmann 
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